
Bundessozialgericht

» Im Namen des Volkes
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Kläger und Revisionsbeklagter,

ProzeßbevollmäChtigter:

g e g e n
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Beklagter und Revisionskläger.

Das Bundessozialgericht, 9a Senat, hat ohne mündliche Ver-

handlung am 6. November 1985

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des Landes-

sozialgerichts Baden-Württemberg vom 20. Mai 1983 aufge—

hoben.

Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des Sozialgerichts

Stuttgart vom 10. Dezember 1982 wird zurückgewiesen.
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G r ü n d e :

Der im Jahre 19H5 geborene Kläger begehrt die Feststellungen der

gesundheitlichen Voraussetzungen für das Merkzeichen "aG" (au—

ßergewöhnliche Gehbehinderung) nach dem Gesetz zur Sicherung der

Eingliederung Schwerbehinderter in Arbeit, Beruf und Gesellschaft

(Schwerbehindertengesetz —Schwa-).

Der Kläger ist mongoloid, taubstumm und leidet an Bewegungsein-

schränkungen beider Hände. Er kann nicht lesen und nicht schrei—

ben. Seine Behinderungen sind mit einer Minderung der Erwerbs-

fähigkeit (MdB) um 100 vH bewertet. Außerdem sind die Merkzeichen

G, B und H in seinem Ausweis vermerkt. Den Antrag des Klägers,
,

eine außergewöhnliche Gehbehinderung anzuerkennen, lehnte das

Versorgungsamt ab, weil hierfür die gesundheitlichen Vorausset-

zungen nicht gegeben seien
(Bescheid

vom 22. Januar 1981). Der

Widerspruch des Klägers blieb erfolglos (Widerspruchsbescheid vom

11. September 1981). Mit der Klage machte er geltend, die bei

ihm bestehenden Behinderungen wirkten sich im Straßenverkehr

vergleichbar denjenigen aus, denen ein Blinder
unterliege.

Die-

sem, dem die außergewöhnliche Gehbehinderung zuerkannt werde, sei

er gleichzu5tellen.

Das Sozialgericht (SG) hat die Klage abgewiesen (Urteil vom

10. Dezember 1982). Es ist davon ausgegangen, daß der Kläger

normal gehfähig sei und größere Strecken zu Fuß zurücklegen
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könne. Für eine "Fortbewegung" selbst bedürfe er fremder Hilfe

nicht.

Auf die Berufung des Klägers hat das Landessozialgericht (LSG)

durch Urteil vom 20. Mai 7983 festgestellt, daß beim Kläger die

Voraussetzungen des gesundheitlichen Merkmals "außergewöhnliche

Gehbehinderung" seit dem 1. Januar 1981 erfüllt seien. Der Klä—

ger könne sich im Straßenverkehr wegen seiner Leiden (Mongo-

lismusfolgen) nicht ohne fremde Hilfe bewegen oder gar fortbe-

wegen; deshalb gehöre er zu den Personen, die außergewöhnlich

gehbehindert seien. Es komme nicht allein und ausschließlich auf

die körperliche Fähigkeit zu gehen an.

Der Beklagte hat gegen dieses Urteil die vom LSG zugelas$ene Re—

vision eingelegt. Er ist der Meinung, nach den maßgeblichen Ver-

waltungsvorschriften komme es auSschließlich auf die körperliche

Fähigkeit'zu gaben an. Eine Ausnahmeregelung gebe es lediglich

für Blinde. Obwohl der Kläger auf eine Begleitperson angéWiesen

sei, bedürfe er zur "FortbeWegung" selbst keiner fremden Hilfe.

Der Beklagte beantragt,

das Urteil des Landessozialgericht5 Baden—Württemberg

vom 20. Mai 1983 aufzuheben und die Berufung des

Klägers zurückzuweisen.

Der Kläger hält das angefochtene Urteil für zutreffend.‘

Er beantragt,

die Revision des Beklagten zurückqueisen.‘JLaw – Gesetze und Urteile
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Die Beteiligten haben einer Entscheidung durch Urteil ohne münd—

liche Verhandlung zugestimmt (% 12“ Abs 2 des Sozialgerichts—

gesetzes —SGG—).

II

Die zulässige Revision des Beklagten ist begründet. Das LSG hat

zu Unrecht das Urteil des SG Stuttgart vom 10. Dezember 1982

aufgehoben. Die gesundheitlichen Voraussetzungen für das Merk-

zeichen "eG“ (außergewöhnliche Gehbehinderung) im Ausweis für

Schwerbehinderte liegen bei dem Kläger nicht vor.

Nach % 3 Abs A des Schwa idF der Bekanntmachung vom 8. Oktober

1979 (BGBl I S 16U9) treffen die für die Durchführung des Bun-

desversorgungsgesetzes (BVG) zuständigen Behörden die erforder-

lichen Feststellungen über weitere gesundheitliche Merkmale, die

Voraussetzung für die Inanspruchnahme einer Vergünstigung sind.

Der Kläger begehrt die Feststellung der gesundheitlichen
Vor—"

aussetzungen für eine außergewöhnliche Gehbehinderung, um einen

Ausweis mit dem Merkzeichen "eG" zu erhalten, der ihn berechtigen

würde, von Beschränkungen des Haltens und Parkens im Straßenver—

kehr ausgenommen zu werden.

Für die Beurteilung, ob die gesundheitlichen Schäden des Klägers

.eine außergewöhnliche Gehbehinderung darstellen, sind nicht mehr

die Richtlinien über Ausweise für Schwerbéschädigte und Schwer—

behinderte nach dem Stand von Januar 1977 (BVBl Heft 3 bis ü/77

Beilage), sondern auf Grund 5 3 Abs 1 der Vierten Verordnung zur
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Durchführung des Schwa (Ausweisver0rdnung-Schwerbehindertenge—

setz -SchwaAwV-) vom 15. Mai 1981 und S 6 Abs 1 Nr 1U des

Straßenverkehrsgesetzes mit 5 46 Abs 1 Nr 11 Straßenverkehrs—

Ordnung die Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zur Straßenver—

kehrs-Ordnung idF vom 22. Juli 1976 —va—St0- (Bundesanzeiger

Nr 1ü2 vom 31. Juli 1976) zu S‚ü6 Abs 1 Nr 11 der-Straßenver—_

kehrs—Ordnung maßgebend. Hiernach sind (II, 1) als Schwerbehin—

derte mit außergewöhnlicher Gehbehinderung solche Personen anzu—

sehen, die sich wegen der Schwere ihres Leidens dauernd nur mit

fremder Hilfe oder nur mit großer Anstrengung außerhalb ihres„

Kraftfahrzeuges bewegen können; hierzu zählen: Quersbhnittege-

lähmte, Doppeloberschenkelamputierte, Doppelunterschenkelampu-

tierte, Hüftexartikulierte und ein3eitig Oberschenkelamputierte,

die dauernd außérstande sind, ein Kunstbein zu tragen, oder nur

eine Beckenkorbprothese tragen können oder zugleich unterschen—

kel— oder armamputiert sind sowie andere Schwerbehinderte, die

nach versorgungsärztlicher Feststellung, auch—auf Grund von

-Erkrankungen‚ dem vorstehend angeführten Personenkreis gleichzü-

stellen sind,

Zu dem im einzelnen angesprochenen Personenkreis gehört der Klä—

ger nicht.

Er kann diesem Personenkreis auch nicht
gleichgestellt werden.

Wie der Senat schon in dem Urteil vom 8. Mai 1981 (9 RVs 5/80 :

SOZR 3870 8'3 Nr 11)—entschieden hat, liegt eine außergewöhnliche

Gehbehinderung vor, wenn die Möglichkeit der Fortbewegung in ei—

_nem hohen Maße eingeschränkt ist, wobei der senat ausdrücklidh
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iauf die Behinderung beim Gehen abgestellt hat. Die enumerative

Aufzählung der Behindertengruppen in den Allgemeinen Verwal—

tungsvorschriften bestätigt diese Auffassung. Bei ihnen liegen

vornehmlich Schädigungen der unter Extremitäten in einem erheb—

lichen Ausmaß vor, die bewirken, daß Beine und Füße die ihnen

zukommende Funktion der Fortbewegung nicht oder nur unter beson—

deren Erschwernissen erfüllen. Für eine Gleichstellung mit dem in

—den Allgemeinen Verwaltungsvorschriften im einzelnen genannten

Personenkreis kommt es deshalb nicht entscheidend auf die ver—

gleichbare allgemeine Schwere der Leiden an, sondern allein

darauf, daß die Auswirkungen funktionell gleichzuachten sind. Der

„Leidenszustand muß also ebenfalls wegen einer außergewöhnlichen

‚
Behinderung beim Gehen die Fortbewegung auf das Schwerste ein—

schränken (BSG aaO). Der Kläger ist jedoch nicht wesentlich ge—

hindert, sich im Gehen fortzubewegen. Wegen seines gestörten

Orientierungsvermögens vermag er allerdings ein gewünschtes Ziel

nicht allein zu erreichen. Hierfür würde ihm aber eine Parker-

leichterung keine Hilfe sein. Denn unabhängig von einer Verkür-

zung des Weges zu seinem Ziel bedarf er zu dessen Erreichen einer

fremden Hilfe zur Orientierung. Der Sinn der Parkerleichterung

ist es, Wege, die nur mit außergewöhnlicher und großer Anstren-

gung zu Fuß zurückgelegt werden können, zu verkürzen.

Der Ansicht des Klägers, die bei ihm bestehenden Behinderungen

wirkten sich im Straßenverkehr vergleichbar denjenigen aus, denen

ein Blinder unterliege, und deshalb sei ihm das Merkzeichen "aG"

zu bewilligen, schlägt nicht durch. Zwar sehen die Allgemeinen

Verwaltungsvorschriften zur Straßenverkehrs«0rdnung AuSnahmege-
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nehmigungen für
Schwerbehinderte

mit außergewöhnlicher Gehbe—

hinderung
sowie

für Blinde
vor. Die

Ausnahmegenehmigungen
sind

aber nicht für Blinde schlechthin zu erteilen,
sondern

nach
der

Vorschrift II, 2 der va-St0 zu 8 A6 Abs 1‘Nr 11 nur für die-

jenigen Blinden, die auf die Benutzung eines Kraftfahrzeuges

angewiesen sind und die sich nur mit fremder Hilfe bewegen

können. In dieser Vorschrift ist eine Gleichstellung anderer

Beschädigter mit Blinden nicht vorgesehen wie in Abs II, 1. Ein

allgemeiner Grundgedanke, daß nicht nur eine tatsächliche Geh-

behinderung außergewöhnlicher Art für das Merkzeichen "eG"

Voraussetzung sein kann, kommt in dieser Ausnahmevorschrift für

Blinde nicht zum Ausdruck. Hätte der Gesetzgeber weitere Aus-

nahmen beabsichtigt, hätte er sie im einzelnen aufgeführt, wie er

das in den 58 57 und 58 Schwa idF des Gesetzes zur Erweiterung

der unentgeltlichen Beförderung Schwerbehinderter im öffentlichen

Personenverkehr vom 18. Juli 1985 (BGBl I S 1516) für das Merk—

zeichen G (erhebliche Beeinträchtigung der Bewegungsfreiheit im

Straßenverkehr) getan hat. In % 57 Abs 1 Satz 1 Schwa hat er

neben den erheblich in ihrer Bewegungsfähigkeit Beeinträchtigten

die Hilflosen und die Gehörlosen ausdrücklich genannt. Zu den

erheblich in ihrer Bewegungsfähigkeit Beeinträchtigten zählt das

Schwa in € 58 Abs 1 auch diejenigen, die infolge von Anfällen

oder von Störungen der Orientierungsfähigkeit beeinträchtigt

sind.
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Der angefochtene Bescheid vom 22. Januar 1981, der eine außer;

gewöhnliche Gehbehinderung nicht anerkannte, ist deswegen nicht

rechtswidrig.

Die Kostenentscheidung beruht auf % 193 SGG.
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